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20TNach der Ankündigung Deutschlands, eine feministische Au-
ßenpolitik zu verfolgen, hat die Bundesministerin für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) Svenja 
Schulze die Absicht verkündet eine feministische Entwick-
lungspolitik (FEP) zu betreiben. Ihr Ziel ist die Förderung der 
„gleichberechtigten politischen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Teilhabe aller Menschen - unabhängig von Ge-
schlecht, Geschlechtsidentität oder sexueller Orientierung“. 
Die Übersetzung dieser Ambition in eine transformative femi-
nistische Entwicklungspolitik sollte auf drei Säulen basieren: 
1) ein umfassendes Verständnis von Gender und ein intersek-
tionaler Ansatz, 2) ein klares politisches Ziel und 3) eine Auf-
stockung der finanziellen Mittel für geschlechtsspezifische 
Programme. 

20T0BErstens sollte die feministische Entwicklungspolitik ein um-
fassendes anstelle eines binären Verständnisses von Gender 
verankern. Während der 20T13TGender-Aktionsplan II13T20T 2016-2020 
des BMZ fast ausschließlich Frauen und Mädchen adressiert, 
sollte die feministische Entwicklungspolitik die Vielzahl mar-
ginalisierter Gruppen anerkennen und Mädchen und Frauen, 
Jungen und Männer sowie nicht-binäre Menschen, die unglei-
chen Machtverhältnissen ausgesetzt sind, ins Zentrum rü-
cken. Darüber hinaus sollte sie einen intersektionalen Ansatz 
verfolgen, der anerkennt, dass zusätzliche Faktoren wie Alter, 
Klasse, Kultur, Religion und sexuelle Orientierung die Un-
gleichheit verstärken können.  

20T1BZweitens sollte das BMZ klären, welchen feministischen An-
satz es verfolgt, und ein klares übergreifendes Ziel der feminis-
tischen Entwicklungspolitik festlegen. Es sollte erläutern, wel-
ches Problem mit feministischer Entwicklungspolitik gelöst 
werden soll. Feministische Ansätze teilen das Anliegen der 
Chancengleichheit für alle Menschen, unterscheiden sich aber 
in den Mitteln, mit denen Gleichheit erreicht werden soll und 
lassen sich in zwei Kategorien einteilen: den instrumentalisti-
schen und den transformatorischen Ansatz. Während ersterer 
darauf abzielt, Menschen in die Lage zu versetzen innerhalb 
der bestehenden politischen und wirtschaftlichen Prozesse er-
folgreich zu sein, erkennt letzterer die Machtverhältnisse an, 

die die Ungleichheit zwischen den Geschlechtern aufrecht-
erhalten, und zielt darauf ab, diese strukturellen Hindernisse 
zu beseitigen. Kanada zum Beispiel 20T13Tfördert die Gleichstellung 
der Geschlechter als Mittel zur Beseitigung der Armut,13T20T wäh-
rend Schweden die Gleichstellung der Geschlechter als Selbst-
zweck verfolgt. Bislang folgen Schulzes Ausführungen zur 
deutschen FEP dem schwedischen Modell, das die „drei R“ be-
tont: die Förderung der vollen Verwirklichung der Rechte von 
Frauen und Mädchen, die Repräsentanz von Frauen in Ent-
scheidungsprozessen auf allen Ebenen sowie die Bereitstel-
lung von Ressourcen, um beides zu erreichen. Ob dies auch 
bedeutet, dass Deutschland einen transformativen Ansatz zur 
Gleichstellung der Geschlechter verfolgt, der eine Abkehr von 
derzeitiger Fokussierung auf Armutsbekämpfung hin zu einer 
Priorisierung der Geschlechtergerechtigkeit impliziert, ist un-
klar. So wies die Ministerin darauf hin, dass die Förderung die 
FEP den Abbau bestehender 20T13Tpatriarchalischer Machtstruktu-
ren13T20T erfordere, was einen transformativen Ansatz impliziert. 
Gleichzeitig argumentiert Schulze jedoch, dass die Gleichstel-
lung der Geschlechter ein Schlüsselfaktor für die Überwin-
dung von 20T13THunger und Armut13T20T sei und sich die Teilnahme von 
Frauen an Friedensverhandlungen langfristig positiv auf de-
ren Ausgang auswirke. Diese Fakten sind 20T13Tzwar empirisch be-
legt13T20T, die Aussagen der Ministerin lassen jedoch einen instru-
mentalistischen Ansatz vermuten, der Frauen als Sprungbrett 
zur Überwindung von Armut und Konflikten sieht.  

20TSchließlich sollte Deutschland seine finanziellen Mittel für ge-
schlechtsspezifische Programme erhöhen und Sektoren fi-
nanzieren, in denen die Gleichstellung der Geschlechter weni-
ger etabliert ist. Im Jahr 2019 gab Deutschland 46 % seiner ge-
samten bilateralen Entwicklungshilfe (ODA) für Entwick-
lungsaktivitäten aus, die in irgendeiner Weise auf die Gleich-
stellung der Geschlechter ausgerichtet waren. Dies liegt weit 
hinter den Zuweisungen Kanadas (96 %) oder Schwedens (85 
%). Darüber hinaus waren nur 4,7 % der gesamten bilateralen 
ODA Deutschlands für Initiativen bestimmt, die die Gleichstel-
lung der Geschlechter als Hauptziel hatten. Deutschlands Be-
kenntnis zu einer feministischen Entwicklungspolitik sollte 
daher eine Programmplanung verfolgen, die einen stärkeren 
Schwerpunkt auf die Geschlechtergerechtigkeit legt, höhere 
Finanzierungszusagen für Aktivitäten vorsieht, die die Gleich-
stellung der Geschlechter als Hauptziel haben, und einen Zeit-
plan für spezifische Ergebnisse vorlegt.  

20TSchulzes Ankündigung eine feministische Entwicklungspoli-
tik zu betreiben, ist der richtige Schritt in Richtung Gleichstel-
lung. Diese drei Säulen sind notwendig, um ein kohärentes 
Konzept mit Zielen und Ressourcen zu deren Erreichung zu 
entwickeln. Entscheidend ist, dass auch die deutsche feminis-
tische Außenpolitik diese Empfehlungen beherzigt, weil ein 
koordinierter Ansatz für eine effektive Förderung feministi-
scher Ziele unerlässlich ist. 

„Die Übersetzung in eine transformative 
feministische Entwicklungspolitik sollte auf 
drei Säulen basieren: 1) ein umfassendes 
Verständnis von Gender und ein 
intersektionaler Ansatz, 2) ein klares 
politisches Ziel und 3) eine Aufstockung der 
finanziellen Mittel für geschlechtsspezifische 
Programme.“ 
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